
 

GEMEINDE PLANKSTADT 
 

Vorhabenbezogener Bebauungsplan „Einkaufsmarkt Plankstadt, 1. Änderung“ mit ört-
lichen Bauvorschriften 

 

ENTWURF zur Offenlage 

 

Fassung vom 26.05.2026 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Vorhabenträger: 

CC Real Estate Asset 3 GmbH & Co. KG 

Hohe Bleichen 11 

20354 Hamburg 

 

Planverfasser: 

SCHÖFFLER.stadtplaner.architekten 

Weinbrennerstraße 13  

76135 Karlsruhe 

 

www.planer-ka.de 

mail@planer-ka.de 

  

http://www.planer-ka.de/


Gemeinde Plankstadt Vorhabenbezogener Bebauungsplan „Einkaufsmarkt Plankstadt, 1. Änderung“ 
   

 

 

  2 

 

 

Verfahrensvermerke 
 

Die Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans „Einkaufsmarkt Plankstadt, 1. Änderung“ er-

folgt im Verfahren nach § 13a BauGB. 

 

 

Aufstellungsbeschluss gem. § 2 (1) BauGB  am  __.__.____ 

Ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses gem. § 2 (1) BauGB  am  __.__.____ 

   

Entwurfsbilligung und Beschluss zur Veröffentlichung im Internet  

    gem. § 3 (2) BauGB am  __.__.____ 

 

Ortsübliche Bekanntmachung der Veröffentlichung im Internet 

    gem. § 3 (2) BauGB am __.__.____ 

 

Veröffentlichung im Internet gem. § 3 (2) BauGB vom  __.__.____ 

     bis __.__.____ 

 

Einholen der Stellungnahmen der Behörden gem. § 4 (2) BauGB vom  __.__.____ 

     bis __.__.____ 

 

Abwägungsbeschluss und Satzungsbeschluss gem. § 10 (1) BauGB am  __.__.____ 

 

Ausfertigungsvermerk: 

Es wird bestätigt, dass die Inhalte dieses Bebauungsplanes sowie die Inhalte der örtlichen Bauvor-

schriften mit den hierzu ergangenen Gemeinderatsbeschlüssen übereinstimmen. 

 

Plankstadt, den  

 

 

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

Nils Drescher 

Bürgermeister 

 

Ortsübliche Bekanntmachung und Inkrafttreten  gem. § 10 (3) BauGB am __.__.____ 
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Satzung 

über den vorhabenbezogenen Bebauungsplan „Einkaufsmarkt Plankstadt, 1. Änderung“ 

 

Rechtsgrundlagen 

 

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 

3634), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 22. Dezember 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 348) geän-

dert worden ist. 

 

Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (BauNVO) in der Fassung der Bekanntma-

chung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 

2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176) geändert worden ist. 

 

Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV 90) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), die zuletzt 

durch Artikel 6 des Gesetzes vom 12. August 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 189) geändert worden ist. 

 

Gemeindeordnung Baden-Württemberg (GemO) in der Fassung vom 24. Juli 2000 (GBl. 2000, 581, ber. 

S. 698), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 10. Februar 2026 (GBl. 2026 Nr. 13). 

 

 

Aufgrund § 1 Absatz 3 und § 10 BauGB in Verbindung mit § 4 GemO hat der Gemeinderat in seiner 

Sitzung am __.__.____ den Bebauungsplan „Einkaufsmarkt Plankstadt, 1. Änderung“ als Satzung be-

schlossen. 

 

§ 1 

Räumlicher Geltungsbereich 

Für den räumlichen Geltungsbereich des Bebauungsplans „Einkaufsmarkt Plankstadt, 1. Änderung“ ist 

der Lageplan des zeichnerischen Teils in der Fassung vom 26.05.2026 maßgebend. 

 

§ 2 

Bestandteile und Anlagen der Satzung 

Bestandteile der Satzung 

A Zeichnerischer Teil in der Fassung vom 26.05.2026 

B Bauplanungsrechtliche Festsetzungen in der Fassung vom 26.05.2026 

Anlagen 

D Hinweise in der Fassung vom 26.05.2026 

E Begründung in der Fassung vom 26.05.2026 

 

Weitere gesonderte Anlagen 

Anlage 1 – VEP in der Fassung vom 24.04.2026 

Anlage 2 - Stellungnahme Artenschutz in der Fassung vom Mai 2024 

Anlage 3 - Auswirkungsanalyse  in der Fassung vom Februar 2025 

Anlage 4 - Vorprüfung im Einzelfall in der Fassung vom August 2025 

Anlage 5 - Schalltechnische Untersuchung in der Fassung vom 12.12.2025 

Anlage 6 - Verkehrliche Stellungnahme in der Fassung vom 18.02.2026 

Anlage 7 – Technische Erläuterungen zum Antrag auf wasserrechtliche Erlaubnis  

  in der Fassung vom 07.04.2026) 
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§ 3 

Inkrafttreten 

Die Satzung über den Vorhabenbezogener Bebauungsplan „Einkaufsmarkt Plankstadt, 1. Änderung“ 

mit örtlichen Bauvorschriften tritt mit der ortsüblichen Bekanntmachung gemäß § 10 (3) BauGB in Kraft. 

 

 

 

Plankstadt, den 

 

 

.............................. 

Nils Drescher 

Bürgermeister 

 

 

 

Es wird bestätigt, dass die Inhalte dieses Vorhabenbezogener Bebauungsplans mit den hierzu ergan-

genen Gemeinderatsbeschlüssen übereinstimmen. 

 

Plankstadt, den 

 

 

.............................. 

Nils Drescher 

Bürgermeister 
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Satzung 

über die örtlichen Bauvorschriften zum Vorhabenbezogener Bebauungsplan 
„Einkaufsmarkt Plankstadt, 1. Änderung“ 

 

Rechtsgrundlagen 

 

Landesbauordnung Baden-Württemberg (LBO BW) in der Fassung vom 5. März 2010, zuletzt geändert 

durch Artikel 5 des Gesetzes vom 10. Februar 2026 (GBl. 2026 Nr. 15). 

 

Gemeindeordnung Baden-Württemberg (GemO) in der Fassung vom 24. Juli 2000 (GBl. 2000, 581, ber. 

S. 698), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 10. Februar 2026 (GBl. 2026 Nr. 13). 

 

 

Aufgrund § 1 Absatz 3 und § 10 BauGB in Verbindung mit § 4 GemO hat der Gemeinderat in seiner 

Sitzung am __.__.____ den Vorhabenbezogener Bebauungsplan „Einkaufsmarkt Plankstadt, 1. Ände-

rung“ als Satzung beschlossen. 

§ 1 

Räumlicher Geltungsbereich 

Für den räumlichen Geltungsbereich des Vorhabenbezogener Bebauungsplans „Einkaufsmarkt Plank-

stadt, 1. Änderung“ ist der Lageplan des zeichnerischen Teils in der Fassung vom 26.05.2026 maßge-

bend. 

 

§ 2 

Bestandteile und Anlagen der Satzung 

Bestandteile der Satzung 

C Örtliche Bauvorschriften in der Fassung vom 26.05.2026 

Anlagen 

D Hinweise in der Fassung vom 26.05.2026 

E Begründung in der Fassung vom 26.05.2026 

 

§ 3 

Ordnungswidrigkeiten 

Ordnungswidrig im Sinne des § 75 (3) Nr. 2 LBO handelt, wer den in diesem Vorhabenbezogener Be-

bauungsplan aufgrund von § 74 LBO erlassenen örtlichen Bauvorschriften zuwider handelt und  

 

entgegen Ziffer C 1 die Dachform abweichend ausführt, 

entgegen Ziffer C 5 die nicht überbaubaren Flächen gestaltet, 

entgegen Ziffer C 6 die Werbeanlagen ausführt. 

 

§ 4 

Inkrafttreten 

Die Satzung über die örtlichen Bauvorschriften zum Vorhabenbezogener Bebauungsplan „Einkaufs-

markt Plankstadt, 1. Änderung“ mit örtlichen Bauvorschriften tritt mit der ortsüblichen Bekanntmachung 

gemäß § 10 (3) BauGB in Kraft. 
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Plankstadt, den 

 

 

 

 

.............................. 

Nils Drescher 

Bürgermeister 

 

 

Es wird bestätigt, dass die Inhalte der örtlichen Bauvorschriften mit den hierzu ergangenen Gemeinde-

ratsbeschlüssen übereinstimmen. 

 

Plankstadt, den 

 

 

 

 

 

.............................. 

Nils Drescher 

Bürgermeister 
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Teil A  
Zeichnerischer Teil des Vorhabenbezogener Bebauungsplans (siehe separate Planzeichnung) 

 

Rechtsgrundlagen: 

Baugesetzbuch (BauGB) 

Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (BauNVO) 

Planzeichenverordnung 1990 (PlanZVO 90) 

 

Die Rechtsgrundlagen gelten jeweils in den am Tag des Offenlagebeschlusses rechtskräftigen Fassun-

gen. 

 

 

Teil B - Planungsrechtliche Festsetzungen 
 

Rechtsgrundlagen: 

Baugesetzbuch (BauGB) 

Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (BauNVO) 

Planzeichenverordnung 1990 (PlanZVO 90) 

 

Die Rechtsgrundlagen gelten jeweils in den am Tag des Offenlagebeschlusses rechtskräftigen 

Fassungen. 

 

 

In Ergänzung der Planzeichnung wird festgesetzt: 

 

1. Allgemeine Zulässigkeitsvoraussetzungen 

Im Rahmen der Ziffern 1 bis 9 und dem zeichnerischen Teil des Vorhabenbezogenen Bebau-

ungsplans sind nur solche Vorhaben zulässig, zu deren Durchführung sich der Vorhabenträger 

im Durchführungsvertrag unter Bezug auf den zugehörigen Vorhaben- und Erschließungsplan 

(VEP) verpflichtet hat. 

2. Art der baulichen Nutzung § 9 (1) Nr. 1 BauGB) 

Es wird ein Sondergebiet für großflächigen Einzelhandel gem. § 11 BauNVO festgesetzt. 

Zulässig sind ausschließlich  

• ein großflächiger Einzelhandelsbetrieb (Lebensmittelmarkt) für Nahrungs- und Genuss-

mittel sowie Drogeriewaren (= Hauptnutzung) mit einer maximalen Verkaufsfläche 

(VKF) von 1.100 m² inkl. Backshop, Bistro, Windfang und Eingangsbereich („Mall“). 

• Betriebsbezogene Nebenanlagen wie z.B. Lagerflächen, Stellplätze mit zugehörigen 

Fahrgassen, Fahrradabstellanlagen und Einkaufswagenboxen sind zulässig. 

Verkaufsflächen sind ausschließlich im Erdgeschoss zulässig. 

2.1. Sortimente 

Es sind neben den Hauptnutzungen untergeordnete Randsortimente gemäß nachfolgender 

Sortimentsauflistung zulässig: 

• maximal 110 m² VKF sonstige Randsortimente (= 10% der gesamten Verkaufsfläche). 



Gemeinde Plankstadt Vorhabenbezogener Bebauungsplan „Einkaufsmarkt Plankstadt, 1. Änderung“ 
   

 

 

  8 

 

 

3. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 16 - 19 BauNVO) 

Das Maß der baulichen Nutzung wird festgesetzt durch die Grundflächenzahl (GRZ), die Trauf-

höhe (TH) und die Gebäudehöhe (GH) gemäß Eintrag im Planteil. Die Festsetzungen gelten 

jeweils als Höchstmaß. 

3.1. Grundflächenzahl 

Die zulässige Grundfläche darf durch die Grundflächen der in § 19 (4) BauNVO Satz 1 bezeich-

neten Anlagen bis zu einer Grundflächenzahl von 0,92 überschritten werden. 

3.2. Traufhöhe 

Die Traufhöhe (TH) bemisst sich bei Pultdächern am Schnittpunkt der Gebäudeaußenwand mit 

der Oberkante Dachhaut am tiefsten Punkt der Dachfläche. 

3.3. Gebäudehöhe 

Die Gebäudehöhe (GH) ist bei Pultdächern das Maß zwischen dem Bezugspunkt und dem 

höchstgelegenen Punkt der Dachhaut. Bei Flachdächern bezeichnet die Gebäudehöhe (GH) 

den höchsten Punkt des Flachdachs bzw. die Oberkante der Attika. 

3.4. Technische Aufbauten 

Die Traufhöhe (TH) und die Gebäudehöhe (GH) darf mit technischen Aufbauten (z.B. Klimage-

räte, Lüftung) und Anlagen zur Gewinnung regenerativer Energien (z.B. Solarkollektoren, Foto-

voltaik) um bis zu 1,50 m überschritten werden. Zur Gebäudeaußenkante ist mit den Aufbauten 

(ausgenommen sind Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie) ein Abstand von mind. 

1,00 m einzuhalten. 

3.5. Bezugspunkt 

Bezugspunkt für die Ermittlung der Trauf- und Firsthöhe ist die absolute Höhe mit 103,50 üNN. 

Diese Höhe entspricht einer Höhe von ca. 35 cm über Oberkante Fertigfußboden im Bestands-

gebäude. 

4. Bauweise und überbaubare Grundstücksflächen (§ 9 (1) Nr. 2 BauGB) 

In der abweichenden Bauweise sind die Gebäude mit seitlichem Grenzabstand zu errichten, 

wobei Gebäudelängen über 50 m zulässig sind. 

Die überbaubaren Grundstücksflächen werden durch Baugrenzen bestimmt.   

5. Stellplätze und Nebenanlagen (§ 9 (1) Nrn. 4 und 11 BauGB i.V.m § 14 BauNVO) 

Stellplätze sowie Zugänge und Zufahrten, Nebenanlagen wie Einkaufswagenboxen bis zu je-

weils 75 m³ umbautem Raum, Fahrradabstellanlagen und Parkplatzüberdachungen mit Photo-

voltaik sind innerhalb der überbaubaren Flächen und der im zeichnerischen Teil festgesetzten 

Flächen für Stellplätze (ST) zulässig. 

Nebenanlagen in Form von Werbeanlagen und Einfriedungen sind auch außerhalb der über-

baubaren Flächen einschließlich der mit einem Pflanzgebot belegten Flächen zulässig. 

Versorgungseinrichtungen wie z. B. Kabelverteilerschränke oder Ladeinfrastruktur, die für die 

Stromversorgung notwendig sind, dürfen auch außerhalb der überbaubaren Fläche errichtet 

werden. 

6. Pflanzgebote (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB) 

6.1. Anpflanzung von Einzelbäumen 

In den Pflanzgebotsflächen sind mindestens 10 großkronige Laubbäume erster Ordnung 

(Stammumfang zum Zeitpunkt des Pflanzens in 1,00 m Höhe gemessen 20-25cm) aus der 

Pflanzliste (siehe Teil D Hinweise Ziffer 5) zu pflanzen. Vorhandener Baumbestand, welcher 
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erhalten wird, kann auf die Zahl angerechnet werden. Die Bäume sind dauerhaft zu pflegen und 

bei Abgang gleichwertig zu ersetzen. 

Baumstandorte in Verkehrsflächen (Parkplatzübergrünung) sind entsprechend den Empfehlun-

gen für Baumpflanzungen Teil 2 der FLL, Forschungsgesellschaft Landschaftsentwicklung 

Landschaftsbau e.V., auszubauen. 

6.2. Flächige Pflanzgebote 

Die im zeichnerischen Teil festgesetzten „Flächen mit Pflanzgebot“ (PFG1) sind von einer Über-

bauung freizuhalten. Ausschließlich zulässig sind auf diesen Flächen elektrische Versorgungs-

einrichtungen, Einfriedungen und Werbeanlagen. 

6.3. Extensivbegrünung von Flachdächern 

Flachdächer oder flachgeneigte Dachflächen bis 15° Dachneigung sind mit einer flächende-

ckenden extensiven Dachbegrünung mit heimischen Gräsern, Wildkräutern und / oder boden-

deckenden Gewächsen zu bepflanzen und dauerhaft zu erhalten. 

Die Stärke des Dachbegrünungssubstrats oberhalb einer Drän- und Filterschicht muss mindes-

tens 12 cm betragen.  

Ausnahmen für untergeordnete Dachflächen, welche im Bestand verbleiben, sind zulässig. 

6.4. Erhaltung von Bestandsbäumen 

Die im zeichnerischen Teil mit einem Erhaltungsgebot festgesetzten Bäume sind zu erhalten 

und im Falle eines Abgangs zu ersetzen. 

7. Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur 

und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 

7.1. Artenschutz 

Folgende Vorkehrungen zur Vermeidung (V) sind durchzuführen, um Gefährdungen von Tier- 

und Pflanzenarten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie und von europäischen Vogelarten zu 

vermeiden oder zu mindern:  

• Bei Eidechsenvorkommen sind Wurzelstöcke im Erdreich bis zu Beginn der Aktivitäts-

zeit im März/April zu belassen. 

• Alternativ ist eine Rodung und Baumfällung noch während der Aktivitätszeit aber nach 

Abschluss der Schlüpfzeit von Eidechsen ab Mitte August bis Ende September nur zu-

lässig nach vorheriger Prüfung durch eine ökologische Fachkraft, ob eine Nutzung als 

Brutbäume durch Vögel gegeben ist. 

• Das Ablagern von Holz, Steinen oder ähnlichem auf dem Gelände ist unzulässig. 

• Rückbau des Bestandsgebäudes außerhalb der Brutzeit, d. h. von Oktober bis Ende 

Februar. 

7.2. Umgang mit unbeschichteten Metallen 

Dachdeckungen und Dachinstallationen aus den unbeschichteten Metallen Zink, Blei, Kupfer 

und anderen Materialien, von denen Schadstoffe in das abfließende Niederschlagswasser ge-

langen können, sind nur mit einer wasserrechtlichen Erlaubnis zulässig. 

7.3. Schutz des Oberbodens 

Durch das Abschieben des Oberbodens zu Beginn der Erdarbeiten, eine fachgerechte Zwi-

schenlagerung und Wiederverwendung auf den angelegten Freiflächen oder auf verbesse-

rungswürdigen Flächen im Gemeindegebiet ist der Verlust von belebtem Oberboden zu verrin-

gern. 
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7.4. Leuchtmittel  

Als Leuchtmittel sind insektenschonende, staubdichte Leuchtmittel (z.B. Natriumdampfnieder-

drucklampen, LED) zu verwenden. 

7.5. Versickerungsoffene Oberflächen von Stellplätzen 

Kfz-Stellplätze sind mit versickerungsfähigen Belägen, wie z.B. Pflasterbelägen in ungebunde-

ner Bauweise mit entsprechender Unterkonstruktion herzustellen. 

7.6. Ausgleichsfläche AF 1 

Auf der im zeichnerischen Teil mit AF 1 festgesetzten Fläche mit Bindung zum Anpflanzen und 

Erhalt von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen ist die Heckenpflanzung aus 

standortheimischen Arten zu erhalten. Abgängige Gehölze sind zu ersetzen.  

7.7. Ausgleichsfläche AF 2 

Auf der im zeichnerischen Teil mit AF 2 festgesetzten Fläche mit Bindung zum Anpflanzen und 

Erhalt von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen ist durch naturnahe landschafts-

gerechte Gestaltung und Bepflanzung ein Biotop zu entwickeln. Die Mulde ist mit Schilf zu be-

pflanzen, die Randflächen sind mit standortheimischen Pflanzen zu begrünen. 

7.8. Ausgleichsfläche AF 3 

Auf der im zeichnerischen Teil mit AF 3 festgesetzten Fläche mit Bindung zum Anpflanzen und 

Erhalt von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen ist die vorhandene Streuobst-

wiese zu erhalten. Abgängige Gehölze sind zu ersetzen. Der Einsatz von Düngemitteln und 

Pestiziden ist unzulässig. Es hat eine ein- oder zweischürige Mahd mit anschließendem abräu-

men des Mähgutes zu erfolgen.  

8. Festsetzungen gegen Umwelteinwirkungen aus Verkehrslärm (§ 9 (1) Nr. 24 BauGB)  

8.1. Außenbauteile von Aufenthaltsräumen 

Für Außenbauteile von Aufenthaltsräumen sind unter Berücksichtigung der Raumarten und Nut-

zungen die nach Tabelle 7 der DIN 4109 (Schallschutz im Hochbau, 2018-01) aufgeführten 

Anforderungen der Luftschalldämmung einzuhalten. Die Schallschutzklassen der Fenster erge-

ben sich aus dem maßgeblichen Außenlärmpegel nach der DIN 4109 und der VDI Richtlinie 

2719, Tabelle 2, in Abhängigkeit von Fenster- und Wandgrößen aus den festgesetzten maß-

geblichen Außenlärmpegeln. Für Räume mit Aufenthaltsnutzung sind ab dem maßgeblichen 

Außenlärmpegel von 65 dB Lüftungsanlagen mit geringem Eigengeräusch vorzusehen. 

Sofern für die einzelnen Gebäudefronten im Einzelfall geringere maßgebliche Außenlärmpegel 

nachgewiesen werden, die z. B. zukünftig durch abschirmende Bauten entstehen, können für 

die Außenbauteile entsprechend geringere Schalldämmmaßnahmen berücksichtigt werden.  

8.2. Anlieferung nachts 

Anlieferung für Lkw >3,5 t im Nachtzeitraum sind unzulässig. 

9. Fläche für Versorgungsanlagen und die Niederschlagswasserbeseitigung (§ 9 (1) Nr. 12, 

14 und Nr. 20 BauGB) 

Niederschlagswasser ist auf den im zeichnerischen Teil festgesetzten Versorgungsflächen (Flä-

chen für Versickerungsmulde) oder den als Sondergebiet festgesetzten Flächen zu versickern. 

Es ist eine wasserrechtliche Erlaubnis für die Niederschlagswasserbeseitigung zu beantragen. 
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Teil C - Örtliche Bauvorschriften 
 

Rechtsgrundlage 

Landesbauordnung Baden-Württemberg (LBO) 

Die Rechtsgrundlage gilt jeweils in der am Tag des Offenlagebeschlusses rechtskräftigen Fassung. 

 

In Ergänzung der Planzeichnung wird folgendes festgesetzt: 

 

1. Dächer 

Für Hauptgebäude sind nur Flachdächer und Pultdächer bis maximal 15° Dachneigung zuläs-

sig.  

2. Gestaltung der unbebauten Flächen  

Die unbebauten Flächen sind, soweit sie nicht für Nebenanlagen, Wege oder Stellplätze ver-

wendet werden, als Vegetationsfläche anzulegen. Sie sind durch Pflanzung von standortheimi-

schen Gehölzen sowie die Ansaat von Gräsern und samentragenden Stauden zu gestalten und 

gärtnerisch zu unterhalten.  

3. Werbeanlagen 

Werbeanlagen sind nur zulässig bis zu einer maximalen Höhe von 12,00 m, gemessen vom 

Bezugspunkt (siehe Teil B Ziffer 3.5 der textlichen Festsetzungen). 

Unzulässig sind: 

• mehr als 2 Einfahrtsstelen 

• mehr als ein Werbepylon / Ladeneinheit  

• mehr als 3 Werbefahnen / Ladeneinheit 

• Anlagen mit wechselndem, bewegtem oder laufendem Licht 
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Teil D - Hinweise zum Vorhabenbezogener Bebauungsplan 
 

1. Belange des Denkmalschutzes 

Sollten bei Erdarbeiten Funde (beispielsweise Scherben, Metallteile, Knochen) und Befunde (z. 

B. Mauern, Gräber, Gruben, Brandschichten) entdeckt werden, ist die zuständige Archäologi-

sche Denkmalpflege unverzüglich zu benachrichtigen. Fund und Fundstelle sind bis zur sach-

gerechten Begutachtung, mindestens bis zum Ablauf des 4. Werktags nach Anzeige, unverän-

dert im Boden zu belassen. Die Möglichkeit zur fachgerechten Dokumentation und Fundber-

gung ist einzuräumen. 

Auf die Bestimmungen des Denkmalschutzgesetzes über Ordnungswidrigkeiten (§ 27 DSchG) 

wird hingewiesen. 

2. Altlasten 

Bei Hinweisen auf bodenfremde Auffüllungen, Materialien oder lokale Verunreinigungen sind 

die zuständigen Behörden unverzüglich zu benachrichtigen. Maßnahmen zur Erkundung, Sa-

nierung und Überwachung sind bei Bedarf zuzulassen. Gegebenenfalls erforderliche Sanie-

rungsmaßnahmen können im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens vollzogen werden. 

3. Versickerung von Niederschlagswasser 

Wenn Niederschlagswasser, welches in einem Gewerbegebiet / Sondergebiet anfällt, versickert 

oder in ein oberirdisches Gewässer eingeleitet werden soll, muss dafür bei der Unteren Was-

serbehörde eine wasserrechtliche Erlaubnis beantragt werden. Die Schadlosigkeit des Nieder-

schlagswassers ist nach dem Arbeitsblatt DWA-A 138-1 und dem Leitfaden der Landesanstalt 

für Umweltschutz B-W „Arbeitshilfen für den Umgang mit Regenwasser in Siedlungsgebieten“ 

nachzuweisen. 

Die Planung sieht vor, dass das auf den Flächen anfallende Niederschlagswasser über eine 

Versickerungsmulde auf dem Flurstück 1902/5 versickert wird. Die Laderampe des Netto-Mark-

tes wird über den Schmutzwasserkanal entwässert. 

Das abfließende Niederschlagswasser ist grundsätzlich auf dem Grundstück des Anfalls zur 

Versickerung gebracht zu werden. Um die Menge des abfließenden Niederschlagswassers zu 

reduzieren, sind möglichst große Flächen als intensiv begrünte Terrassen sowie sickerfähige 

Freiflächen zur Ausführung zu kommen. 

Die Versickerung von Niederschlagswasser ist bevorzugt über offene Mulden mit einer belebten 

Bodenschicht, Schichtdicke mit mindestens 30 cm, zu erfolgen.  

Die Versickerung von Niederschlagswasser erfolgt in Abstimmung mit der unteren Wasserbe-

hörde. Eine Reinigung des Niederschlagswassers entsprechend den geltenden technischen 

Vorschriften ist vor der Einleitung zu gewährleisten (z.B.>Belebte Bodenschicht). 

Niederschlagswasser, welches nach den geltenden technischen Regelwerken nicht zur Versi-

ckerung gebracht werden kann (z.B. LKW-Laderampe), ist gedrosselt in den öffentlichen Kanal 

einzuleiten. 

4. Freimachen der Baustelle 

Rodung von Pflanzungen und Fällen von Bäumen muss außerhalb der Brutzeit, d. h. von Okto-

ber bis Ende Februar erfolgen. 
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5. Pflanzliste 

Für Baum- und Strauchpflanzungen sind Arten der nachfolgenden Pflanzliste zu verwenden 

(Quelle: Naturschutz-Praxis, Landschaftspflege 1: Gebietsheimische Gehölze in Baden- Würt-

temberg. Das richtige Grün am richtigen Ort. – 1. Auflage 2002) 

Artenliste Bäume 

Botanischer Name    Deutscher Name  

x Acer campestre   Feldahorn 

x Acer platanoides   Spitzahorn 

Alnus incana   Grau-Erle 

x Carpinus betulus   Hainbuche 

x Quercus petraea   Traubeneiche 

x Quercus robur   Stieleiche 

x Tilia cordata   Winterlinde 

Prunus serrulata ‚Amanogawa‘  Zierkirsche (Säulenform) 

Robinia pseudoacacia  Gewöhnliche Robinie 

x geeignet zur Straßen- und Stellplatzbepflanzung 

 

 

Artenliste standortheimische Sträucher mind 3xv· 1 

Botanischer Name   Deutscher Name 

Berberis vulgaris    Gewöhnliche Berberitze 

Carpinus betulus    Hainbuche 

Crataegus laeviqata   Zweigriffliger Weißdorn 

Crataegus monogyna   Eingriffliger Weißdorn 

Ligustrum vulgare    Liguster 

Prunus spinosa    Schlehe 

Rosa canina    Hunds-Rose 

Salix caprea    Silber-Weide 

Salix cinerea    Grau-Weide 

Salix purpurea   Purpur-Weide 

Salix viminalis   Korb-Weide 

Sambucus nigra   Schwarzer Holunder 

Viburnum lantana   Wolliger Schneeball 

Viburnum opulus   Gemeiner Schneeball 

 

Artenliste für extensive Dachbegrünung: 

Sedum/Kräuter    Deutscher Name 

Achillea millefolium    Wiesenschafgarbe 

Allium schoenoprasum   Schnittlauch 

Antennaria dioica    Katzenpfötchen 

Anthemis tinctoria    Färber-Kamille 

Centaurea scabiosa   Scarbiosen-Flockenblume 

Chrysanthemum leucanthemum  Wiesenmargerite 

Dianthus carthusianorum   Karthäusernelke 

Hieracium pilosella   Kleines Habichtskraut 

Hieracium x rubrum   Rotes Habichtskraut 

Petrorhagia saxifraga   Felsennelke 
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Potentilla verna    Frühlings-Fingerkraut 

Prunella grandiflora   Braunelle 

Sanguisorba minor    Kleiner Wiesenknopf 

Saponaria ocymoides   Polsterseifenkraut 

Sedum album    Weißer Mauerpfeffer 

Sedum reflexum    Felsen-Fetthenne 

Sedum sexangulare ‘Weiße Tatra’  Milder Mauerpfeffer 

Sedum spurium    Teppichsedum 

Sempervivum montanum   Bergdachwurz 

Thymus montanus    Bergthymian 

Thymus serpyllum    Sand-Thymian 

Verbascum phoeniceum   Phönizische Königskerze 

Veronica teucrium    Büschelveronica 

 

Gräser 

Carex flacca    Blaugrüne Segge 

Carex humilis    Erdsegge 

Carex montana    Bergsegge 

Festuca amethystina   Amethystschwingel 

Festuca ovina    Schafschwingel 

Poa compressa    Platthalmrispe 
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Teil E - Begründung zum Vorhabenbezogener Bebauungsplan 
 

1. Planungskonzept 

Der geplante Neubau basiert auf der Planung der Netto Marken-Discount Stiftung & Co. KG. 

Das eingeschossige Gebäude mit Pultdach umfasst den Lebensmittelmarkt mit einer Grundflä-

che von ca. 1.650 m² und einer Verkaufsfläche von max. 1.100 m² mit integriertem Backshop, 

der anstelle des bisherigen Marktes errichtet werden soll. 

Der Markt ist im südwestlichen Bereich des Plangebietes positioniert. 

Der Eingang des Marktes ist nach Osten zum Kundenparkplatz orientiert. 

Der an den Markt angegliederte Backshop mit Café ist ebenfalls zum Parkplatz hin orientiert. 

Personalräume und Lagerflächen sind an der Südostseite des Gebäudes konzentriert. Die An-

lieferung erfolgt wie im Bestand auf der Westseite und ist zum Teil überdacht und seitlich ein-

gehaust. 

Der Kundenparkplatz mit ca. 65 Stellplätzen für Kunden und Personal ist im nördlich und östlich 

des Marktes zur Oftersheimer Landstraße hin angeordnet. 

Die Haupt-Zufahrt zum Marktgelände erfolgt im Nordosten von der Oftersheimer Landstraße. 

Hier wurde seinerzeit für den Bestandsmarkt bereits eine Linksabbiegespur errichtet. Zusätzlich 

kann von der westlich gelegenen Oftersheimer Landstraße auf das Vorhabengrundstück gefah-

ren werden. 

Die bestehende Fläche zur Niederschlagswasserversickerung auf dem Flurstück 1902/5 soll 

weiter betrieben werden. 

Die Stellplätze werden teilweise durch einen schmalen Pflanzstreifen zur Grundstücksgrenze 

eingegrünt, die Stellplätze werden zudem teilweise mit Bäumen überstellt. 

Soweit statisch möglich sollen Bestandbauteile (z.B. Wände, Bodenplatte) erhalten bleiben, an-

sonsten sollen neue Wände für die Erweiterungsfläche und ein neues Dach (als Pultdach) ent-

stehen.  

2. Planerfordernis 

Ein wichtiges Planungsziel der Gemeinde Plankstadt besteht in der Sicherung und Stärkung 

der örtlichen Lebensmittel-Nahversorgung. 

Im Geltungsbereich besteht ein Lebensmitteldiscounter-Markt mit ca. 750 m² Verkaufsfläche 

aus dem Jahr 2006, welche nicht mehr den zeitgemäßen Anforderungen an einen Lebensmit-

telmarkt entspricht. 

Zur zukunftsfähigen Entwicklung des bestehenden Nahversorgungsstandorts plant die Firma 

Netto zusammen mit dem Vorhabenträger den Abriss des bestehenden Marktes und die Errich-

tung eines neuen Lebensmittelmarktes mit maximal 1.100 m² Verkaufsfläche inkl. Backshop. 

Die Verkaufsflächen werden zur qualifizierten Bedarfsdeckung und zeitgemäßen Warenpräsen-

tation benötigt. Es handelt sich um ein „großflächiges“ Einzelhandelsvorhaben im Sinne der 

entsprechenden raumordnerischen Kriterien, wodurch die Ausweisung eines Sondergebiets 

gem. § 11 BauNVO erforderlich ist. 

Die geplante Erweiterung der Grundfläche des Marktes und der Verkaufsfläche sind im Rahmen 

des bestehenden Bebauungsplanes, welcher eine maximale Verkaufsfläche von 800 m² und 

eine max. Grundfläche von 1.300 m² festsetzt, nicht möglich.  
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Aufgrund fehlender Flächenpotentiale in der Ortsmitte, der Nähe zum nördlich angrenzenden 

Wohngebiet und der günstigen verkehrlichen Anbindung an die L 544 und die B 535 soll der 

bestehende Einzelhandelsstandort durch eine Erweiterung des Marktes gestärkt werden. 

2.1. Vorhabenbezogener Bebauungsplan 

Die Gemeinde Plankstadt steht dem Vorhaben aufgeschlossen gegenüber, da ein wichtiges 

Planungsziel der Gemeinde in der Sicherung und Stärkung der Lebensmittel-Nahversorgung 

besteht. Als planungsrechtliche Grundlage soll ein Vorhabenbezogener Bebauungsplan gemäß 

§ 12 Abs. 3a BauGB mit örtlichen Bauvorschriften erstellt werden. Vorhabenbezogener Bebau-

ungsplan und örtliche Bauvorschriften sind zur Sicherung der städtebaulichen Entwicklung und 

Ordnung erforderlich. 

Ein Antrag auf Einleitung eines Verfahrens zur Aufstellung eines vorhabenbezogenen Bebau-

ungsplans ist vom Vorhabenträger gestellt worden. Die Gemeinde Plankstadt kann davon aus-

gehen, dass der Vorhabenträger bereit und in der Lage ist, das anstehende Vorhaben und die 

dafür erforderlichen Erschließungsmaßnahmen zu verwirklichen. Näheres regelt ein vor Sat-

zungsbeschluss zwischen Gemeinde und Vorhabenträger abzuschließender Durchführungs-

vertrag.  

Der VEP ist als Anlage 1 der Begründung beigefügt. 

2.2. VEP 

Wird in einem vorhabenbezogenen Bebauungsplan gemäß § 12 Abs. 3a BauGB für den Bereich 

des Vorhaben- und Erschließungsplans durch Festsetzung eines Baugebiets auf Grund der 

Baunutzungsverordnung oder auf sonstige Weise eine bauliche oder sonstige Nutzung allge-

mein festgesetzt, ist unter entsprechender Anwendung des § 9 Absatz 2 BauGB festzusetzen, 

dass im Rahmen der festgesetzten Nutzungen nur solche Vorhaben zulässig sind, zu deren 

Durchführung sich der Vorhabenträger im Durchführungsvertrag verpflichtet. Dies ist in den Pla-

nungsrechtlichen Festsetzungen unter Ziffer 1 erfolgt. 

Änderungen des Durchführungsvertrags oder der Abschluss eines neuen Durchführungsver-

trags sind zulässig.  

Der Vorhaben- und Erschließungsplan (VEP) zum Vorhabenbezogenen Bebauungsplan wurde 

durch das Ingenieurbüro Zehnder (Bütthard, 24.04.2026) erstellt. 

Abb.: Ansichten aus dem Vorhabenplan, Quelle Ingenieurbüro Zehnder 
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3. Räumlicher Geltungsbereich 

Der räumliche Geltungsbereich des Vorhabenbezogener Bebauungsplans liegt westlich des 

Knotenpunktes L 544 mit der Oftersheimer Landstraße im Süden von Plankstadt und umfasst 

eine Fläche von ca. 0,76 ha. Der Geltungsbereich wird im Westen durch die Oftersheimer Land-

straße, im Norden durch die Lessingstraße im Osten durch die L 544 und im Süden durch an-

grenzende Freiflächen begrenzt. Die genaue Abgrenzung des Geltungsbereichs (Flurstücke Nr. 

1902/1, 53/8 als Ausgleichsfläche und Teilbereiche des Flurstücks 1902/5 für Versickerungs-

mulde und Ausgleichsfläche) ist dem zeichnerischen Teil zu entnehmen. 

4. Örtliche Gegebenheiten 

Das Plangebiet befindet sich am südlichen Ortsrand von Plankstadt. Die Fläche wird heute be-

reits durch einen Einkaufsmarkt mit einer Verkaufsfläche von ca. 750 m² von genutzt.  

Im Norden grenzt jenseits der Lessingstraße ein Wohngebiet und im Westen jenseits der Ofters-

heimer Landstraße ein freistehendes Wohngebäude und im Südwesten eine Wohnbebauung 

im Außenbereich an. 

5. Vorprüfung im Einzelfall gem. § 7 (1) UVPG 

Gemäß § 7 Abs. 1 UVPG ist bei einem Neuvorhaben, das in Anlage 1 Spalte 2 des UVPG mit 

dem Buchstaben „A“ gekennzeichnet ist, eine allgemeine Vorprüfung zur Feststellung der UVP-

Pflicht durchzuführen.  

Die allgemeine Vorprüfung wurde als überschlägige Prüfung unter Berücksichtigung der in An-

lage 3 zum UVPG aufgeführten Kriterien durchgeführt. Die UVP-Pflicht besteht, wenn das Neu-

vorhaben nach Einschätzung der zuständigen Behörde erhebliche nachteilige Umweltauswir-

kungen haben kann, die nach § 25 Absatz 2 UVPG bei der Zulassungsentscheidung zu berück-

sichtigen wären. 

Das Vorhaben fällt gemäß Anlage 1 UVPG Nr. 18.6.2 als Bau eines großflächigen Einzelhan-

delsbetriebes im Sinne des § 11 Absatz 3 Satz 1 der Baunutzungsverordnung, für den im bis-

herigen Außenbereich im Sinne des § 35 des Baugesetzbuchs ein Bebauungsplan aufgestellt 

wird, mit einer zulässigen Geschossfläche von 1.200 m2 bis weniger als 5.000 m2 unter die 

Vorprüfungspflicht.  

Daher wurde gutachterlich geprüft, ob die Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeits-

prüfung besteht. Der Gutachter (Institut für Faunistik, Heiligenkreuzsteinach, August 2025, An-

lage 4) kommt zu dem Ergebnis, dass keine Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglich-

keitsprüfung besteht. Dies ist im Wesentlichen darauf zurückzuführen, dass die geplante Erwei-

terung des bestehenden Marktes auf bereits versiegelten Flächen stattfinden soll und daher 

keine Schutzgüter betroffen sind. 

6. Beschleunigtes Verfahren gem. §13a BauGB 

Das beschleunigte Verfahren gem. § 13a BauGB kann für Bebauungspläne angewendet wer- 

den, die der Innenentwicklung, Wiedernutzbarmachung von Flächen, Nachverdichtung oder an- 

deren Maßnahmen der Innenentwicklung dienen. Diese Bebauungspläne unterliegen keiner 

förmlichen Umweltprüfung. Allerdings darf ein Bebauungsplan im beschleunigten Verfahren nur 

aufgestellt werden, wenn in ihm eine zulässige Grundfläche im Sinne des § 19 (2) BauNVO 

oder eine Größe der Grundfläche festgesetzt wird von insgesamt weniger als 2 ha.  

Im vorliegenden Fall kann das beschleunigte Verfahren nach § 13a BauGB angewendet wer-

den, weil folgende Voraussetzungen vorliegen: 

 

• Es handelt sich um eine Maßnahme der Innenentwicklung im Sinne des § 13a BauGB. 
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• Die Grundflächen liegen deutlich unter dem Schwellenwert von 2 ha. 

• Es bestehen keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung von Schutzgütern im Sinne 

des § 1 (6) Nr. 7b BauGB. 

• Vorhaben, die eine Umweltverträglichkeitsprüfung erfordern, sind nicht geplant. (Vgl. 

Ziffer 5 der Begründung) 

• Es bestehen keine Anhaltspunkte dafür, dass bei der Planung Pflichten zur Vermeidung 

oder Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unfällen nach § 50 Satz 1 des Bun-

des-Immissionsschutzgesetzes zu beachten sind. 

7. Bestehende Planungen 

7.1. Flächennutzungsplan 

Die Fläche ist im aktuellen Flächennutzungsplan (Gesamtfortschreibung des Flächennutzungs-

plans 2020, Stand 16.05.2025) des Nachbarschaftsverbands Heidelberg-Mannheim 2020 als 

Sonderbaufläche „Großflächige Handelseinrichtung zentrenrelevant“ dargestellt. 

Abb.: Ausschnitt Flächennutzungsplan, Gesamtfortschreibung 2020, Quelle: Nachbarschafts-

verband Heidelberg-Mannheim 

Das Planungsziel - die Festsetzung eines „Sonstigen Sondergebiets“ (SO) für großflächigen 

Einzelhandel gem. § 11 BauNVO – ist somit aus dem Flächennutzungsplan entwickelt, da es in 

Einklang mit den Zielen zur Einzelhandelssteuerung im Flächennutzungsplan und auch mit dem 

interkommunalen „Leitbild zur Einzelhandelsentwicklung in Oftersheim, Plankstadt und Schwet-

zingen“ übereinstimmt. Die Erweiterung im vorgesehenen Umfang kann als bestandsorientiert 

angesehen werden. 

7.2. Bestehendes Baurecht 

Das Plangebiet ist Bestandteil des rechtskräftigen vorhabenbezogenen Bebauungsplans „Ein-

kaufsmarkt Plankstadt“ aus dem Jahr 2005, der für das betreffende Grundstück ein Sonderge-

biet SO „Nahversorgung“ festsetzt. Für den Hauptteil der Verkaufsflächen ist das Sortiment Le-

bensmittel wie Trockensortiment, Obst und Gemüse, Tiefkühlkost, Molkereiprodukte, und Ge-

tränke, Brot und Backwaren, Fleisch- und Wurstwaren festgesetzt. Als Ergänzungssortiment 

können bisher auf untergeordneter Verkaufsfläche folgende Sortimente angeboten werden: 
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Drogeriewaren, Zeitschriften, Schreibwaren, Haushaltswaren, Kleintextilien, Blumen. Die maxi-

male Verkaufsfläche ist bisher auf 800 m² und die Geschossfläche bei maximal 1.300 m² be-

grenzt. 

Der Vorhabenbezogene Bebauungsplan „Einkaufsmarkt Plankstadt, 1. Änderung“ ersetzt die 

bisherige Bauleitplanung auf den überplanten Teilflächen.  

8. Raumordnerische Belange 

Liegt ein Einzelhandelsvorhaben vor, welches die raumordnerisch definierte Grenze zur Groß-

flächigkeit überschreitet (derzeit ab 800 m² Verkaufsfläche des Vorhabens), ist zu prüfen, wel-

che Auswirkungen auf die städtebauliche Ordnung und Entwicklung in der Standortgemeinde 

(Gemeinde / Stadt, in welcher der Planstandort des Vorhabens liegt) sowie in Umlandgemein-

den durch das Vorhaben zu erwarten sind.  

In den folgenden Abschnitten wird dargelegt, dass das Vorhaben alle raumordnerischen Be-

lange erfüllt: 

8.1. Auswirkungsanalyse 

Für das Vorhaben liegt eine Auswirkungsanalyse (BBE Handelsberatung GmbH, Köln, März 

2024, Anlage 3) vor, diese kommt zu folgendem Ergebnis: 

„Durch die geplante Neuaufstellung des Lebensmitteldiscounters Netto in Plankstadt [sind] 

keine städtebaulich relevanten negativen Auswirkungen zu erwarten.  

Diese Einschätzung stützt sich im Wesentlichen auf folgende Punkte:  

• Mit der geplanten Neuaufstellung des Netto-Marktes ist keine Sortimentsänderung ver-

bunden, da der Angebotsschwerpunkt des Lebensmittelmarktes auch nach der Neu-

aufstellung eindeutig bei Nahrungs- und Genussmitteln sowie Drogeriewaren liegt. 

• Aufgrund der bestehenden Wettbewerbssituation - insbesondere innerhalb des eigenen 

Filialnetzes - wird das Planvorhaben nur über ein räumlich begrenztes Einzugsgebiet 

verfügen, das sich auf die Gemeinde Plankstadt bezieht. 

• Der Standort, der außerhalb eines zentralen Versorgungsbereiches liegt, kann als etab-

lierter Nahversorgungsstandort mit einer guten Abdeckung des Gemeindegebietes be-

wertet werden.  

• Die zu erwartenden Umsatzumverteilungen betreffen vor allem die Lebensmittelmärkte 

im Untersuchungsraum [Plankstadt, Eppelheim, Schwetzingen und Oftersheim]. Dabei 

werden vor allem die Nahversorgungsmärke in Plankstadt von der Wettbewerbsver-

schärfung betroffen sein.  

• Mit dem vorliegenden Gutachten kann nachgewiesen werden, dass für den Realisie-

rungsfall der geplanten Neuaufstellung negative Auswirkungen auf zentrale Versor-

gungsbereiche oder die wohnungsnahe Versorgung in der Gemeinde Plankstadt oder 

in anderen Kommunen gemäß den Vorgaben des § 11 Abs. 3 BauNVO ausgeschlossen 

werden können.  

• So zeigt die Auswirkungsanalyse auf, dass die im Untersuchungsgebiet ansässigen 

Lebensmittelmärkte bei Realisierung des Vorhabens zwar Umsatzeinbußen hinnehmen 

müssen. Es konnte jedoch nachgewiesen werden, dass die durch das Vorhaben auf-

gelösten Wettbewerbseffekte keinesfalls Größenordnungen erreichen, die die wirt-

schaftliche Tragfähigkeit einzelner Betriebe in Frage stellen könnten.“ 
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8.1.1. Integrationsgebot 

„Der Einzelhandelserlass Baden-Württemberg führt aus, dass ein Einzelhandelsgroßprojekt im 

zentralörtlichen Versorgungskern (Stadt- und Ortskern) errichtet oder erweitert oder diesem in 

unmittelbarer Nähe zugeordnet werden soll, so dass in der Regel keine Beeinträchtigung der 

Funktionsfähigkeit dieses Versorgungskerns der Standortgemeinde gegeben ist. „Solche 

Standorte haben deshalb Vorrang vor städtebaulichen Randlagen.“ (vgl. Nr. 3.2.2.3 Einzelhan-

delserlass Baden- Württemberg). 

Der Projektstandort liegt außerhalb eines zentralörtlichen Versorgungskerns. Der zentrale Ver-

sorgungsbereich der Gemeinde befindet sich in einer Entfernung von nur rd. 800 Metern nörd-

lich des Planareals. 

Der Standort des zu erweiternden Netto-Marktes befindet sich am südlichen Ortseingang in 

verkehrsgünstiger Lage in räumlicher Nähe zur B 535 gelegen. Der Standortbereich ist aufgrund 

der direkten Anbindung an ein bestehendes Wohngebiet als teil-integriert zu bewerten. 

Die Versorgungsfunktion des Marktes wird sich auch nach Realisierung des Neubaus im We-

sentlichen auf die Gemeinde Plankstadt beziehen. Somit wird der Netto-Lebensmittelmarkt 

auch nach seiner Neuaufstellung einen wichtigen Baustein im örtlichen (Nah-) Versorgungsnetz 

darstellen. 

In der Gemeinde Plankstadt besteht derzeit ein deutliches Ausstattungsdefizit in der Nahver-

sorgung. 

Das Neubauvorhaben dient der Sicherung und Verbesserung der wohnungsnahen Versorgung. 

Mit dem Vorhaben kann somit das derzeit in der Gemeinde bestehende Defizit in der Nahver-

sorgung gemildert werden. 

Die raumordnerische Verträglichkeit konnte mit der vorliegenden Auswirkungsanalyse nachge-

wiesen werden.“ 

8.1.2. Konzentrationsgebot 

„Gemäß LEP Baden-Württemberg sollen sich Einkaufszentren, großflächige Einzelhandelsbe-

triebe und sonstige großflächige Handelsbetriebe für Endverbraucher (Einzelhandelsgroßpro-

jekte) in das zentralörtliche Versorgungssystem einfügen; sie dürfen in der Regel nur in Ober-, 

Mittel- und Unterzentren ausgewiesen, errichtet oder erweitert werden. Hiervon abweichend 

kommen auch Standorte in Kleinzentren und Gemeinden ohne zentralörtliche Funktion in Be-

tracht, wenn dies nach den raumstrukturellen Gegebenheiten zur Sicherung der Grundversor-

gung geboten ist oder diese in Verdichtungsräumen liegen und mit Siedlungsbereichen benach-

barter Ober-, Mittel- oder Unterzentren zusammengewachsen sind.  

Die Gemeinde Plankstadt mit ca. 10.510 Einwohnern hat keine zentralörtliche Einstufung nach 

dem Regionalplan Rhein-Neckar. Das Gemeindegebiet geht jedoch in westlicher Richtung un-

mittelbar in das Stadtgebiet von Schwetzingen über, so dass der Siedlungsbereich der Ge-

meinde Plankstadt mit dem Siedlungsbereich des Mittelzentrums Schwetzingen zusammenge-

wachsen ist. Vor diesem Hintergrund würde sich das Planvorhaben, bei dem es sich mit ca. 

1.100 m² Verkaufsfläche um einen großflächigen Einzelhandelsbetrieb handelt, in das zentral-

örtliche Versorgungssystem einfügen. 

 

In diesem Zusammenhang ist zu berücksichtigen, dass sich für die Gemeinde Plankstadt in den 

nahversorgungsrelevanten Sortimenten Nahrungs- und Genussmittel sowie Drogeriewaren bei 
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einem jährlichen Umsatz von ca. 20,5 Mio. € (nach Projektrealisierung) und einem Kaufkraftpo-

tenzial von ca. 33,4 Mio. € eine Umsatz-Kaufkraft-Relation von insgesamt ca. 61 % errechnet. 

Der Gesamtumsatz wird somit rd. 39 % unter dem vor Ort vorhandenen Kaufkraftpotenzial lie-

gen, so dass auch nach der Netto-Erweiterung noch per Saldo Kaufkraftabflüsse in Höhe von 

rd. 12,9 Mio. € p.a. festzustellen sind.  

Die geringe Kaufkraftbindung bzw. die hohen Kaufkraftabflüsse zeigen, dass in der Gemeinde 

Plankstadt deutliche Defizite in der wohnungsnahen Grundversorgung bestehen.  

Das Planvorhaben und die damit verbundene Optimierung des Marktauftritts sind als bestands-

sichernde Maßnahmen zu bewerten, da sie der Stabilisierung der erreichten Marktposition des 

Netto-Marktes dienen. Insbesondere unter Berücksichtigung der in der Gemeinde Plankstadt 

bestehenden Kaufkraftabflüsse in den nahversorgungs-relevanten Sortimenten ist das Planvor-

haben insgesamt zur Sicherung der Grundversorgung erforderlich, ohne dass überörtliche Aus-

wirkungen zu erwarten sind.“ 

8.1.3. Beeinträchtigungsverbot 

„Gemäß Beeinträchtigungsverbot darf das Vorhaben das städtebauliche Gefüge und die Funk-

tionsfähigkeit von zentralörtlichen Versorgungskernen sowie die verbrauchernahe Versorgung 

im Einzugsbereich des Vorhabens nicht beeinträchtigen.  

Gemäß Einzelhandelserlass Baden-Württemberg liegt eine wesentliche Beeinträchtigung von 

zentralörtlichen Versorgungskernen (Stadt- und Ortskern) der Standortgemeinde oder eine Be-

einträchtigung der Funktionsfähigkeit anderer Zentraler Orte sowie der verbrauchernahen Ver-

sorgung im Einzugsbereich dann vor, wenn dort aufgrund des Vorhabens und des zu erwarten-

den Kaufkraftabflusses Geschäftsaufgaben drohen.  

Anhaltswert für eine derartige Annahme ist ein Umsatzverlust bei zentren- oder nahversor-

gungsrelevanten Sortimenten von rd. 10 % und bei nicht-zentrenrelevanten und nicht-nahver-

sorgungsrelevanten Sortimenten von rd. 20 % im vorhabenspezifischen Sortiment“ (vgl. 3.2.2.3 

Einzelhandelserlass Baden-Württemberg). 

Bei dem Planvorhaben handelt es sich um die Neuaufstellung eines bestehenden Nahversor-

gungsbetriebes an einem etablierten (Nah-) Versorgungsstandort.  

Für die Bewertung der städtebaulichen Auswirkungen ist von Bedeutung, dass es sich bei dem 

Planvorhaben mit ca. 1.100 m² Verkaufsfläche um einen Nahversorgungsbetrieb in einer mitt-

lerweile marktüblichen Größe handelt. Neben den nahversorgungsrelevanten Sortimentsberei-

chen Nahrungs- und Genussmittel sowie Drogeriewaren werden nur in untergeordnetem Um-

fang sonstige Nonfood-Sortimente angeboten.  

Die Versorgungsfunktion des Marktes wird sich auch nach Realisierung des Neubaus im We-

sentlichen auf die Gemeinde Plankstadt beziehen. Somit stellt der Netto-Lebensmittelmarkt 

auch nach seiner Neuaufstellung einen wichtigen Baustein im örtlichen (Nah-) Versorgungsnetz 

dar.  

Das Neubauvorhaben ist als Maßnahme zur Sicherung und Verbesserung der wohnungsnahen 

Versorgung zu bewerten, ohne wesentliche Ausstrahlungseffekte auf benachbarte Siedlungs-

bereiche bzw. negative Auswirkungen auf die dortigen Versorgungsstrukturen zu entfalten. 

Das Beeinträchtigungsverbot wird für den Realisierungsfall des Netto- Neubauvorhabens in der 

Gemeinde Plankstadt aus folgenden Gründen nicht verletzt:  

• Als Hauptwettbewerber sind die größeren Lebensmittelmärkte innerhalb des Untersu-

chungsgebietes [Plankstadt, Eppelheim, Schwetzingen und Oftersheim] zu bewerten, 
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die im Falle der Neuaufstellung und Erweiterung des Netto-Marktes in Plankstadt am 

stärksten von Umsatzverlusten betroffen wären. Dabei werden die größeren Nahver-

sorgungsmärkte in der Gemeinde Plankstadt relativ am stärksten betroffen sein. Mögli-

che Umsatzumlenkungen durch das Vorhaben bewegen sich im Rahmen üblicher Wett-

bewerbswirkungen.  

• In Bezug auf die untersuchungsrelevanten zentralen Versorgungsbereiche innerhalb 

des Untersuchungsraumes sind nur marginale Umsatzumverteilungen von deutlich un-

ter 10 % des aktuellen Umsatzes zu prognostizieren. Die hier ansässigen kleinen Le-

bensmittelanbieter werden somit durch die geplante Neuaufstellung des Netto-Marktes 

nur in geringem Maße wettbewerblich berührt, so dass diese in ihrem Bestand nicht 

gefährdet sind.  

• Darüber hinaus wird auch die wohnungsnahe Versorgung in den Wohngebieten der 

Gemeinde Plankstadt bzw. der Nachbarkommunen nicht gefährdet werden. In diesem 

Zusammenhang sind insbesondere die Nahversorgungsmärkte zu betrachten, die sich 

an siedlungsintegrierten Standorten befinden und somit eine besondere Bedeutung für 

die fußläufige Nahversorgung haben.  

• An Standorten außerhalb zentraler Versorgungsbereiche ist in der Gemeinde Plank-

stadt mit einer Umverteilungsquote von maximal 6 % des aktuellen Umsatzes zu rech-

nen. Außerhalb der Gemeinde Plankstadt fallen die Umsatzumverteilungsquoten ge-

genüber Wettbewerbsstandorten außerhalb zentraler Versorgungsbereiche sogar noch 

deutlich geringer aus.  

Damit bewegen sich die Umverteilungseffekte wie auch gegenüber den zentralen Versorgungs-

bereichen in einer Größenordnung von deutlich unter 10 % des derzeitigen Umsatzes, so dass 

eine Gefährdung der wohnungsnahen Versorgung durch das geplante Vorhaben grundsätzlich 

ausgeschlossen werden kann.  

Insgesamt können für den Realisierungsfall des geplanten Netto-Neubaus beeinträchtigende 

Auswirkungen auf das städtebauliche Gefüge und die Funktionsfähigkeit von zentralörtlichen 

Versorgungskernen sowie die verbrauchernahe Versorgung im Einzugsbereich des Vorhabens 

ausgeschlossen werden.“ 

8.1.4. Kongruenzgebot 

„Gemäß LEP Baden-Württemberg soll die Verkaufsfläche von Einzelhandelsgroßprojekten so 

bemessen sein, dass ihr Einzugsbereich den zentralörtlichen Verflechtungsbereich einer Kom-

mune nicht wesentlich überschreitet.  

Das Kongruenzgebot ist in der Regel verletzt, wenn mehr als 30 % des Umsatzes eines Einzel-

handelsgroßbetriebs aus Räumen generiert werden, die außerhalb des landesplanerischen 

Verflechtungsbereiches liegen. 

Mit rd. 90 % (rd. 4,4 Mio. € p.a.) wird der überwiegende Umsatzanteil in den nahversorgungs-

relevanten Sortimenten mit Kunden aus der Gemeinde Plankstadt erzielt. Der Umsatzanteil mit 

Kunden von außerhalb der Gemeinde Plankstadt wird dementsprechend mit max. 10 % (rd. 0,5 

Mio. € p.a.) bei deutlich unter 30 % liegen. 

Das Kongruenzgebot wird somit erfüllt.“ 
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9. Belange der Umwelt 

9.1. Artenschutz 

Zur Klärung der artenschutzrechtlichen Belange wurde eine Artenschutzrechtliche Voruntersu-

chung (Institut für Faunistik, Heiligkreuzsteinach, Mai 2024) durchgeführt, die dem Vorhaben-

bezogenen Bebauungsplan als Anlage 2 beigefügt ist. Die Voruntersuchung kommt zusammen-

fassend zu folgendem Ergebnis: 

Vorbehaltlich der Umsetzung der empfohlenen Maßnahmen werden durch das geplante 

Vorhaben nach derzeitigem Kenntnisstand keine Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG ins-

besondere für die Mauereidechse ausgelöst. Spezielle artenschutzrechtliche Maßnahmen sind 

nicht vonnöten, da die Erheblichkeit für die Art aufgrund der geringen Wirkungsintensität nicht 

erreicht wird. 

Folgende Maßnahmen werden empfohlen: 

• Rodung der Pflanzungen und Fällen der Bäume außerhalb der Brutzeit, d. h. von 

Oktober bis Ende Februar. 

• Bei Eidechsenvorkommen Belassen der Wurzelstöcke im Erdreich bis zu Beginn 

der Aktivitätszeit im März/April, um mögliche Winterverstecke (Ruhestätten) nicht 

zu zerstören. 

• Alternativ Rodung und Baumfällung noch während der Aktivitätszeit, aber nach Ab-

schluss der Schlüpfzeit der Eidechsen ab Mitte August bis Ende September nach 

vorheriger Prüfung, ob eine Nutzung als Brutbäume durch Vögel gegeben ist. 

• Kein Ablagern von Holz, Steinen oder ähnlichem. Dies würde Habitatinseln schaf-

fen. 

• Rückbau des Bestandsgebäudes außerhalb der Brutzeit, d. h. von Oktober bis 

Ende Februar. 

Das Stellen einen Reptilienschutzzaunes wird aufgrund der Lage und der geringen Wirkungs-

intensität vom Gutachter als nicht zielführend erachtet. 

Die empfohlenen Maßnahmen werden in Teil B unter Ziffer 7 ff. in die planungsrechtlichen Fest-

setzungen und in die Hinweise Teil D unter Ziffer 4 übernommen. 

9.2. Bestehende Ausgleichsflächen  

Bei der Aufstellung des Bebauungsplans Einkaufsmarkt „Plankstadt“ wurden zum Ausgleich von 

Eingriffen in Natur und Landschaft Ausgleichsflächen innerhalb und außerhalb des Geltungs-

bereichs des Ursprungsbebauungsplans festgesetzt. Diese werden in der vorliegenden 1. Än-

derung unter gleicher Bezeichnung als Festsetzung aufgenommen, sind aber großteils bereits 

umgesetzt (AF 1 und AF 3).  Da die Versickerungsmulde umgestaltet bzw. erweitert werden 

muss, ist auf der festgesetzten Fläche AF 2 die Maßnahme nach Umbau wieder herzustellen. 

Die Flächen werden bei der 1. Änderung in den Geltungsbereich des Bebauungsplans mit ein-

bezogen.  

9.3. Umweltbericht 

Im Verfahren nach §13 a BauGB ist kein Umweltbericht erforderlich. 

10. Klimaschutz 

Mittelfristige Prognosen deuten darauf hin, dass die sommerliche Wärmebelastung (infolge ei-

ner Häufung sommerlicher Hitzeperioden) im Zuge des globalen Klimawandels deutlich zuneh-

men wird. Entsprechend den Prognosen des Berechnungsmodells Klimafolgen online ist im 
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Planungsbereich und im Zeitraum 2040 - 2070 mit ca. 3 zusätzlichen heißen Tagen (Tmax ≥ 

30°C) und einer Temperaturerhöhung von ca. 1°C im Jahresdurchschnitt zu rechnen (Potsdam-

Institut für Klimafolgenforschung 2023). Den Prognosen liegen Antriebsszenarien mit mittlerer 

Temperaturzunahme zugrunde, die die zu erwartenden zukünftigen Treibhausgasemissionen 

berücksichtigen. Die Erhöhung der Lufttemperaturen im Sommer hat unmittelbare Konsequen-

zen auf das Stadtklima, indem sich urbane Wärmeinseleffekte weiter verstärken werden, was 

u. a. mit einer Zunahme der Anzahl tropischer Nächte (niedrigste Lufttemperatur nicht unter 

20°C) verbunden sein wird. 

Vor diesem Hintergrund sollen im Zuge der Aufstellung der Bauleitpläne Maßnahmen, die  

a) dem Klimawandel entgegenwirken und 

b) die der Anpassung an den Klimawandel dienen,  

berücksichtigt werden (siehe § 1a Abs. 5 BauGB Ergänzende Vorschriften zum Umweltschutz). 

Damit der Klimawandel langfristig beherrschbar bleibt, ist es v. a. notwendig, sowohl den Aus-

stoß von klimarelevanten Treibhausgasen zu reduzieren als auch geeignete Anpassungsmaß-

nahmen an den Klimawandel zu identifizieren und umzusetzen. 

Entsprechend den gesetzlichen Vorgaben (Gesetz zur Einsparung von Energie und zur Nut-

zung erneuerbarer Energien zur Wärme- und Kälteerzeugung in Gebäuden – Gebäudeenergie-

gesetz – GEG vom 08.08.2020 (BGBl. I S. 1728), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 

vom 16. Oktober 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 280) sind für Nichtwohngebäude der gesamte Ener-

giebedarf für Heizung, Warmwasserbereitung, Lüftung und Kühlung und der bauliche Wärme-

schutz so zu regeln, dass ein möglichst sparsamer Einsatz von Energie in Gebäuden einschließ-

lich einer zunehmenden Nutzung erneuerbarer Energien zur Erzeugung von Wärme, Kälte und 

Strom für den Gebäudebetrieb erfolgt.  

Zugleich liegt die sparsame und effiziente Energienutzung im Grundinteresse des Vorhabenträ-

gers bzw. Nutzers. Auf planungsrechtlicher Ebene sind keine besonderen, darüberhinausge-

henden Regelungen vorgesehen. 

In Hinblick auf zukünftige Hitzebelastungen berücksichtigt die vorliegende Planung zahlreiche 

Aspekte, die gegenüber der Bestandssituation (bestehender Markt mit Ziegeldach) in gewissem 

Maße positiv wirken: 

• Umbau des Ziegeldachs zum begrünten Pultdach (Dachbegrünung zur Wasserrückhal-

tung und zur Kühlung der Gebäude durch Transpiration) 

• Sicherung der bestehenden Grundstücksfreiflächen für Vegetations-/Grünelemente 

• Ökologische Regenwasserbewirtschaftung (Wasserrückhaltung auch auf Dachflächen, 

Wasserversickerung über versickerungsoffene Bodenzonen wo betriebsbedingt mög-

lich), um Kühlfunktionen durch Transpiration zu sichern. 

• Bedingt durch die Randlage der Baufläche, der Nähe zu unmittelbar angrenzenden kli-

maaktiven Strukturen (Landwirtschaftliche Flächen) sowie der gegebenen Durchlüf-

tungssituation ist der Geltungsbereich in Bezug auf seine Klimaanfälligkeit zusätzlich 

deutlich begünstigt. 

• Soweit statisch möglich, sollen Bestandbauteile (z.B. Wände, Bodenplatte) erhalten 

bleiben und damit herstellungsbedingte klimaschädliche Emissionen vermieden wer-

den. 

Weitere und über die gesetzlichen Grundpflichten hinausgehende Vorgaben zur Nutzung er-

neuerbarer Energien werden im Bebauungsplan nicht getroffen. Durch die zum Zeitpunkt des 
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Bauantrags allgemein gültigen gesetzlichen Mindeststandards wird bereits ein wirksamer Bei-

trag für die sparsame und effiziente Energienutzung geleistet.  

11. Festsetzungen gegen Umwelteinwirkungen aus Verkehrslärm (§ 9 (1) Nr. 24 BauGB)  

Zur Beurteilung der schalltechnischen Auswirkungen des Vorhabens wurde eine schalltechni-

sche Untersuchung erstellt (Koehler & Leutwein, Karlsruhe, 12. Dezember 2025, Anlage 5).  

Das Gutachten kommt zu folgendem Fazit: 

„Verkehrslärm  

Durch Verkehrslärm der umgebenden Verkehrsemittenten ergeben sich gebietsverträgliche 

Belastungen im Plangebiet. An den umliegenden Gebäuden kommt es hingegen teilweise zu 

Überschreitungen der Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV für allgemeine Wohngebiete.  

Die Änderung der Lärmbelastung durch Verkehrslärm im näheren Umfeld des Plangebietes auf 

öffentlichen Straßen bringt keine unzumutbare Erhöhung von aufgerundet mehr als 3 dB(A) bei 

gleichzeitigem Überschreiten der Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV. 

Schallschutzmaßnahmen lassen sich diesbezüglich daher nicht ableiten.  

Gewerbelärm  

Durch den Gewerbelärm der gewerblichen Nutzung ergeben sich im Tageszeitraum keine 

Überschreitungen der Immissionsrichtwerte der TA Lärm. Auch im Nachtzeitraum kommt es zu 

keiner Überschreitung, insofern keine Anlieferung nachts stattfindet. Eine Lkw-Anlieferung im 

Nachtzeitraum ist somit auszuschließen. Sollten bei Bauausführung technische Anlagen mit 

grundsätzlich veränderter Aufstellung oder mit deutlich höheren Emissionen geplant sein, ist in 

einem gesonderten Verfahren nachzuweisen, dass die Immissionsrichtwerte der TA Lärm 

eingehalten werden.  

Unter Berücksichtigung der Vorgaben bezüglich Gewerbelärm stehen dem weiteren Bebau-

ungsplanverfahren keine immissionsschutzrechtlichen Belange entgegen.“ 

Auf das Plangebiet wirken teils hohe Verkehrslärmimmissionen ein, aufgrund der Nutzungsart 

„Sondergebiet“ und der Nutzung als Einkaufsmarkt können diese aber hingenommen werden. 

Aufgrund der aus dem Straßenverkehrslärm auftretenden Belastungen ergeben sich für die 

Außenbauteile von Aufenthaltsräumen im Geltungsbereich Anforderungen an die 

Luftschalldämmung, diese wurden in den Textlichen Festsetzungen unter Ziffer 8.1 festgesetzt. 

Durch die zusätzliche Verkehrserzeugung ergeben sich im näheren Umfeld keine maß-

geblichen Steigerungen um mehr als 3 dB(A) bei gleichzeitiger Überschreitung der Im-

missionsgrenzwerte der 16. BImSchV. 

Durch die gegenüber dem bestehenden Markt leicht vergößerte Fläche ergeben sich durch die 

abschirmende Wirkung des geplanten Marktes sogar leicht geringere Belastungen an den 

östlichen Fassaden der westlich angrenzenden Wohngebäude. 

Aus dem Betrieb der technischen Anlagen wie Wärmepumpen / Kältemaschinen auf der 

Südseite des geplanten Marktes, der Fahrbewegungen auf dem Parkplatz oder der Benutzung 

von Einkaufswagen sowie der Anlieferung im Tagszeitraum ergeben sich im Tagszeitraum 

(06:00 – 22:00 Uhr) keine maßgeblichen Beeinträchtigungen bzw unzumutbaren Belastungen 

im Umfeld des geplanten Marktes. Desgleichen gilt für den Nachtzeitraum, wenn keine 

Anlieferung mit LKW > 3,5 t stattfindet. Bei einer Anlieferung im Nachtzeitraum mit LKW > 3,5 t 

würden die Immissionsrichtwerte der TA Lärm für allgemeine Wohngebiete weit überschritten. 

Eine Nachtanlieferung (zwischen 2:00 und 06:00 Uhr) wird daher in den Textlichen 

Festsetzungen unter Ziffer 8.2 ausgeschlossen. 
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Sollte eine Bauausführung der technischen Anlagen mit grundsätzlich geänderter Aufstellung 

oder höheren Emissionen geplant sein, als im Schallgutachten (Anlage 5) angegeben, ist im 

Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens nachzuweisen, dass die Immissionsrichtwerte der 

TA Lärm eingehalten werden. 

12. Verkehrliche Erschließung 

12.1. Anbindung des Vorhabens an das bestehende Straßennetz 

Das Vorhabengrundstück ist für Kunden östlich über die Zufahrt an die Oftersheimer Landstraße 

/ L 544 und von Westen über die Zufahrt von der Kurfürstenstraße / Lessingstraße / Oftershei-

mer Landstraße angebunden. Die östliche Zufahrt wurde bereits für den Bestandsmarkt mit ei-

nem Linksabbieger von der L 544 gestaltet, so dass hier keine weiteren Maßnahmen erforder-

lich sind. Bei der geplanten Vergrößerung des Marktes ist keine Änderung der Erschließung 

geplant.  

12.2. Verkehrstechnische Untersuchung 

Um die Auswirkungen der Vergrößerung des Marktes auf den Verkehr zu bewerten wurde eine 

Verkehrstechnische Untersuchung (Koehler & Leutwein, Karlsruhe, 18.02.2026, Anlage 6) in 

Auftrag gegeben. Durch die Vergrößerung der Verkaufsfläche ist mit mehr Personal und mehr 

Kundenverkehr zu rechnen. Die Mehrbelastung des Verkehrs gegenüber der unveränderten 

Entwicklung wird auf zusätzliche 160 Fahrten pro Tag beziffert. Berücksichtigt wurde dabei die 

auf Basis von Verkehrszählungen aus November 2025 und den einschlägigen Regelwerken 

ermittelten Fahrten von 1640 Kfz/24 h im Bestand. In Summe werden 1800 Kfz/24h prognosti-

ziert. 

Der Gutachter bewertet die Auswirkungen auf das umgebende Straßennetz wie folgt: 

„Auf Grundlage der Verkehrserzeugung und der Überlagerung der Differenz von den neuindu-

zierten Verkehren des neuen Einkaufsmarktes mit den bisherigen Verkehren ergibt sich durch 

den Neubau des Einkaufsmarktes keine signifikante Erhöhung der Verkehrsbelastungen durch 

den Markt und auch an den umliegenden Knoten entsteht keine Mehrbelastung, welche zu Qua-

litätseinbußen führen wird.  

Die bisherige äußere Erschließung bleibt für den motorisierten Verkehr sowie den Fuß- und 

Radverkehr bestehen und weist keine maßgeblichen Mängel auf, die Änderungen erforderlich 

machen. 

Die zusätzliche Verkehrsbelastung wurde mit den Belastungen des bestehenden Einkaufs-

marktes abgeglichen, wobei durch den Neubau mit erhöhter Nettoverkaufsfläche somit eine 

Verkehrszunahme zum aktuellen Verkehrsaufkommen des Marktes von insgesamt ca. 160 

Fahrten pro Tag entsteht.  

Zur Ermittlung einer Prognosebelastung im DTV (Durchschnittlicher täglicher Verkehr), auch 

vor dem Hintergrund der weiteren Verwendung der Zahlen in der schalltechnischen Untersu-

chung, wurden die Verkehrszahlen aus dem DTVw (Durchschnittlicher werktäglicher Verkehr) 

aus der Verkehrszählung mit dem Faktor 0,86 umgerechnet und anschließend für das Jahr 2035 

(Prognose-Nullfall) auf Grundlage allgemeiner Verkehrszunahme hochgerechnet.  

Hierbei steigen auf der B 535 südlich des Plangebietes die Belastungen im Querschnitt auf ca. 

27.520 Kfz/24h und im Zuge der Eisenbahnstraße auf ca. 3.500 bis 4.200 Kfz/24h. Die K 4147 

wird mit ca. 11.760 bis 17.140 Kfz/24h belastet und auf der Lessingstraße ergeben sich Belas-

tungen ca. 1.700 bis 1.850 Kfz/24h.  
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Aufgrund der geringen Steigung der Verkehrsbelastung im Planfall und keinen Eingriff in die 

äußere Erschließung bestehen aus verkehrlicher Sicht keine Bedenken gegen das Bebauungs-

planverfahren.“ 

 

Abb.: Luftbild, Quelle: https://www.geoportal-bw.de 

12.3. Ruhender Verkehr 

PKW 

Es werden, wie im Vorhabenplan (Anlage 1) dargestellt, ca. 65 Pkw-Stellplätze für Kunden und 

Angestellte hergestellt. Die bereits für den Bestandsmarkt versiegelte Fläche muss dafür nur 

unwesentlich verändert werden. Durch die geplante bauliche Erweiterung des Gebäudes ge-

genüber dem Bestand entfallen ca. 27 Stellplätze. 

Die VwV (Verwaltungsvorschrift des Ministeriums für Landesentwicklung und Wohnen über die 

Herstellung notwendiger Stellplätze (VwV Stellplätze)) sieht für Märkte mit einer Verkaufsfläche 

> 700 m² einen Stellplatzschlüssel von 1 Stpl. je 10-30 m² Verkaufsfläche vor. Mit den auf dem 

Grundstück – ohne wesentliche Änderung der versiegelten Fläche – herstellbaren Stellplätzen 

wird ein Stellplatzschlüssel von ca. 1 Stpl. je 16 m² VK erzielt. Damit erfüllt das Stellplatzangebot 

etwas mehr, als den Mittelwert der Anforderung. Auch in Anbetracht der (teil-)integrierten Lage 

angrenzend an das Wohngebiet ist dieser Stellplatzschlüssel vertretbar, da der Markt sehr gut 

fußläufig oder mit dem Fahrrad erreichbar ist.  

Auch im laufenden Betrieb des Marktes kann man feststellen, dass zu den Tagen und Zeiten 

mit dem größten Umsatz auf dem Parkplatz nur ca. 30 Stellplätze (derzeit ca. 95) belegt sind. 

Eine Verringerung der Anzahl der Stellplätze ist daher vertretbar.  

Der Stellplatznachweis selbst ist im Baugenehmigungsverfahren zu führen. 

Fahrräder 

Es werden insgesamt ca. 22 Fahrradstellplätze auf dem Gelände angeordnet. 
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12.4. Anlieferung LKW 

Die Anlieferung erfolgt weiterhin auf der Westseite des Marktes über die bestehende Zufahrt an 

der Oftersheimer Landstraße. Die bestehende Rampe mit ihrer (Teil-)Einhausung (seitliche 

Wand und Überdachung) soll beim Erweiterungsbau erhalten bleiben. 

13. Ver- und Entsorgung 

Ver- und Entsorgung erfolgen durch Anschluss an die vorhandenen Netze.  

13.1. Abfallentsorgung 

Die anfallenden Abfälle werden wie im Bestand in der Nähe der Anlieferungsbereiche gelagert. 

Die Entsorgung erfolgt über die westlich gelegene Oftersheimer Landstraße.  

14. Niederschlagswasser 

Das Wassergesetz Baden-Württemberg schreibt vor, dass nicht schädlich verunreinigtes Nie-

derschlagswasser örtlich versickert werden soll. 

Im aktuellen Zustand befindet sich eine etwa 150 m² große Versickerungsmulde mit einer Tiefe 

von etwa 1,5 m u. GOK auf dem Flurstück 1902/5 (südlich des Netto-Marktes). Für den Umbau/ 

Neubau des Netto Marktes ist die Herstellung/ die Erweiterung der bestehenden Versickerungs-

mulde auf eine Fläche von 210 m² geplant. Das Dach des neuen Netto-Marktes wird als Grün-

dach ausgeführt, die versiegelten Flächen, die als Verkehrs- und Parkflächen genutzt werden, 

reduzieren sich um die Vergrößerung des Netto-Marktes. Die Laderampe des Netto-Marktes 

wird über den Schmutzwasserkanal entwässert. 

In der bestehenden Versickerungsmulde steht bis in eine Tiefe von etwa 0,17 m unter Mulden-

sohle eine Oberbodenschicht an, darunter folgen kiesige Sande. Für die kiesigen Sande kann 

eine hydraulische Durchlässigkeit von kf = 1 ≥ 10-4 m/s angenommen werden. 

Anhand von Daten der Grundwassermessstelle „GWM Altes WW, Schwetzingen“ mit der Num-

mer 0155/306-0, die südwestlich des Projektgebietes liegt, kann für den Zeitraum 2016 – 2025 

ein mittlerer Höchstgrundwasserstand (MHGW) von 94,82 mNN ermittelt werden. 

Nach dem Arbeitsblatt DWA-A 138-1 (Arbeitsblatt DWA-A 138-1: Anlagen zur Versickerung von 

Niederschlagswasser – Teil 1: Planung, Bau, Betrieb, Deutsche Vereinigung für Wasserwirt-

schaft, Abwasser und Abfall e.V., Hennef, Oktober 2024) ist aufgrund der erwarteten Durchläs-

sigkeit des anstehenden tieferen Untergrundes und des ausreichenden Flurabstandes zum 

Grundwasserspiegel (> 1 m) eine Versickerung des Niederschlagswassers grundsätzlich mög-

lich. 

Im Zuge der Arbeiten zur  Erweiterung der bestehenden Versickerungsmulde sollte die Prüfung 

der hydraulischen Durchlässigkeit der anstehenden kiesigen Sande mit Versickerungsversu-

chen nach DIN 19682-7 (Infiltrometerversuche) erfolgen. 

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens sieht das Niederschlagswasserentwässerungskon-

zept vor:  

• Extensive Dachbegrünung auf einer Fläche von ca. 1.665 m² 

• Sammlung und Ableitung des Niederschlagswassers zu der (vergrößerten) Versicke-

rungsmulde 

• Vollständige flächige Versickerung des anfallenden Niederschlagswassers auf mindes-

tens 210 m² Sickerfläche  

• Reinigung und Versickerung des Niederschlagswassers über eine 30 cm mächtige, be-

grünte Oberbodenschicht 
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14.1. Wasserrechtliche Erlaubnis 

Für die Versickerung von gewerblichen Flächen ist eine wasserrechtliche Genehmigung zu be-

antragen.  

Der Antrag auf wasserrechtliche Erlaubnis soll im Bauantragsverfahren gestellt werden. Dieser 

berücksichtigt zusätzlich zum anfallenden Niederschlagswassers des Marktes die zu versi-

ckernde Niederschlagswassermenge des geplanten Radwegeabschnittes südlich des Marktes, 

die in die Versickerungsmulde eingeleitet werden soll. Die Mulde ist daher insgesamt auf 210 

m² zu vergrößern. (Siehe Anlage 7 - Technische Erläuterung zum Antrag auf wasserrechtliche 

Erlaubnis). 

15. Planungsrechtliche Festsetzungen 

15.1. Allgemeine Zulässigkeitsvoraussetzungen 

Bei dem vorliegenden Planwerk handelt es sich um einen Vorhabenbezogenen Bebauungsplan 

gem. § 12 BauGB. In Anwendung von § 9 (2) i.V.m. § 12 (3a) BauGB sind im Geltungsbereich 

insofern nur solche Vorhaben zulässig, zu deren Durchführung sich der Vorhabenträger im 

Durchführungsvertrag unter Bezug auf den zugehörigen Vorhaben- und Erschließungsplan 

(VEP) verpflichtet hat. 

15.2. Art der baulichen Nutzung 

Um die Umsetzung des geplanten großflächigen Einzelhandelsbetriebs inklusive der zugehöri-

gen Stellplätze und Nebenanlagen zu sichern, wird im Plangebiet ein Sonstiges Sondergebiet 

(SO) gem. § 11 BauNVO für einen großflächigen Einzelhandel für Nahrungs- und Genussmittel 

sowie Drogeriewaren festgesetzt. Die maximal zulässige Verkaufsfläche wird zur Gewährleis-

tung der raumordnerischen Verträglichkeit des Vorhabens auf Basis der Ergebnisse der Aus-

wirkungsanalyse (Anlage 3), auf maximal 1.050 m² beschränkt.  

Die Anzahl der zulässigen Betriebe kann nach einem Urteil des BVerwG vom 17.10.2019 nicht 

festgesetzt werden. Gleichzeitig soll die Zielsetzung der Raumordnung in Bezug auf die Ober-

grenze der zulässigen Verkaufsflächen berücksichtig werden. Für den geplanten Markt wurde 

ein relativ knappes Baufenster festgesetzt, so dass innerhalb des Baufensters in einer Ebene 

nur ein einzelner Betrieb mit der maximalen zulässigen Verkaufsfläche realisiert werden kann. 

Darüber hinaus wird neben der Höhenbeschränkung von 7,00 m auch festgesetzt, dass Ver-

kaufsflächen nur im Erdgeschoss zulässig sind. 

Unter Berücksichtigung der Annahmen der Auswirkungsanalyse (Anlage 3) wird außerdem der 

Anteil der Randsortimente auf 10% der Verkaufsfläche (max. 105 m²) beschränkt. 

Ein Nutzungskonflikt mit den westlich und südwestlich angrenzenden Wohnhäusern (diese nicht 

mit einer Gebietsart festgesetzt, entsprechen aber dem Charakter eines allgemeinen Wohnge-

biets) könnte sich im Wesentlichen durch Schallemissionen des geplanten Vorhabens ergeben. 

Um diesem Konflikt vorzubeugen, wurden im Rahmen eines Fachgutachtens (Anlage 5) über-

prüft, welche Schallschutzmaßnahmen erforderlich sind (siehe auch Ziffer 11 der Begründung) 

und diese in Teil B unter Ziffer 8 festgesetzt (z.B. die Unzulässigkeit einer nächtlichen Anliefe-

rung mit LKW > 3,5 t). 

15.3. Maß der baulichen Nutzung  

Das Maß der baulichen Nutzung wird festgesetzt durch die Grundflächenzahl (GRZ), die Trauf-

höhe (TH) und die Gebäudehöhe (GH) gemäß Eintrag im zeichnerischen Teil des Vorhabenbe-

zogener Bebauungsplans. Festgesetzt wird jeweils der Maximalwert.  
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15.3.1. Grundflächenzahl  

Die im zeichnerischen Teil festgesetzte maximale Grundflächenzahl von 0,5 ermöglicht die ge-

plante Bebauung und unterschreitet den in der BauNVO vorgesehenen Orientierungswert für 

sonstige Sondergebiete gem. § 11 BauNVO. 

Aufgrund des betriebstechnisch erforderlichen Umfangs an Fahr-, Parkierungs- und Anliefe-

rungsflächen wurde festgesetzt, dass die zulässige Grundfläche durch die Grundflächen der in 

§ 19 (4) Satz 1 BauNVO bezeichneten Anlagen bis zu einer Grundflächenzahl von 0,92 über-

schritten werden darf. Dies liegt über dem bisher schon zulässigen Wert von 0,8. (Hinweis: Der 

bisher festgesetzte Wert von 0,8 berücksichtigte den Flächenansatz von versickerungsoffen 

hergestellter Flächen nur zu 50%.)  

Gemäß § 17 Abs. 2 BauNVO können die geltenden Obergrenzen für das Maß der baulichen 

Nutzung aus städtebaulichen Gründen überschritten werden, wenn die Überschreitung durch 

Umstände ausgeglichen ist oder durch Maßnahmen ausgeglichen wird, durch die sichergestellt 

ist, dass die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse nicht be-

einträchtigt werden und nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt vermieden werden. Von die-

ser Regelung wird bei der Aufstellung des vorliegenden vorhabenbezogener Bebauungsplans 

aufgrund der nachfolgend benannten städtebaulichen Gründe Gebrauch gemacht: Mit dem vor-

habenbezogenen Bebauungsplan will die Gemeinde Plankstadt einen etablierten und teil-inte-

grierten Standort für die Nahversorgung des angrenzenden Wohngebiets sichern. Um das Kon-

zept des Vorhabenträgers zu realisieren, ist eine grundstücksbezogene Überschreitung der in 

§ 17 BauNVO enthaltenen Regelobergrenzen der Dichtewerte notwendig. Dies geschieht unter 

Berücksichtigung privater Belange (Sicherung der betrieblichen Erfordernisse) und öffentlicher 

Belange (Sicherung der örtlichen Versorgung), wobei der durch diese Festsetzung entstehende 

Versiegelungsgrad abwägend in Kauf genommen wird. 

Mit den festgesetzten Pflanzgeboten wie der Begrünung der Dachflächen, der Pflanzgebote für 

Einzelbäume und der Begrünung der Grundstücksränder werden Maßnahmen vorgesehen, die 

der Regenwasserrückhaltung dienen, die kleinklimatische Situation verbessern und somit hel-

fen, den Nachteilen einer zu hohen Versiegelung entgegenzuwirken. Zudem sind die Stellplätze 

versickerungsoffen herzustellen. 

Da sich auf dem Gelände bereits ein bestehender Markt mit befestigten Außenflächen befindet, 

wird durch das Erweiterungsvorhaben aufgrund notwendiger Anpassung zur Herstellung der 

Stellplätze auch nur unwesentlich mehr Fläche (ca. 20 m² bei einer Grundstücksfläche von ca. 

5.166 m², entspricht weniger als 1%) gegenüber dem Bestand versiegelt. Demgegenüber greift 

bei dem Vorhaben aber die nunmehr festgesetzte Begrünung von flach geneigten Dächern, die 

eine deutliche Verbesserung gegenüber dem Ist-Zustand dadurch bedeutet, dass künftig die 

begrünten Dachflächen Lebensraum für Kleinlebewesen bieten, die Oberflächentemperatur re-

duziert und Niederschlagswasser zurückgehalten wird. 

15.3.2. Gebäudehöhen 

Die festgesetzte maximale Traufhöhe (TH) von 6,70 m und die maximale Gebäudehöhe (GH) 

von 7,50 m über dem festgesetzten Bezugspunkt ermöglicht die für einen Einkaufsmarkt erfor-

derliche lichte Raumhöhe innen in Zusammenspiel mit dem vorgesehenen Pultdach und liegt 

im Spektrum der Höhenentwicklung vergleichbarer Märkte. Die bisher zulässige Firsthöhe von 

9,00 m wird künftig unterschritten. 

Bezugspunkt für die Ermittlung der Trauf- und Firsthöhe ist die absolute Höhe mit 103,50 üNN, 

diese entspricht einer Höhe von ca. 35 cm über der bestehenden Erdgeschoss-Fertigfußboden-

höhe (die beibehalten werden soll). 
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Zur Gewährleistung betrieblicher Anforderungen darf die Gebäudehöhe mit technischen Auf-

bauten (z.B. Klimageräte, Lüftung, etc.) und Anlagen zur Gewinnung regenerativer Energien 

(Solarkollektoren, Fotovoltaik) um max. 1,50 m überschritten werden. Aus städtebaulich-gestal-

terischen Gründen ist mit den Aufbauten und Anlagen zur Gebäudeaußenkante ein Abstand 

von mind. 1,00 m einzuhalten, so dass solche Bauteile aus dem Straßenbild als weniger störend 

in Erscheinung treten. Die zulässige Überschreitung berücksichtigt auch die bestehenden ge-

setzlichen Anforderungen an die Ausrüstung von Gebäude mit Photovoltaik.    

15.4. Bauweise und überbaubare Grundstücksflächen 

Zur Umsetzung des Vorhabens ist die Festsetzung einer abweichenden Bauweise erforderlich. 

In der abweichenden Bauweise sind die Gebäude mit seitlichem Grenzabstand zu errichten, 

wobei Gebäudelängen über 50 m zulässig sind. Die Gebäudelänge entspricht der betrieblichen 

Notwendigkeit für einen großflächigen Markt.  

Die Baugrenze im Südwesten zeichnet die Rampe des bestehenden Marktes nach, da die Pla-

nung vorsieht, Teile des Bestandsmarktes zu erhalten. An dieser Stelle wird die nach Landes-

bauordnung vorgegebene Mindestabstandsfläche zur eigenen Grundstücksgrenze bereits 

durch den Bestandsbau unterschritten. Der Nachweis der Abstandsflächen nach Landesbau-

ordnung kann im Bauantragsverfahren durch Eintragung einer Baulast gelöst werden. Die in 

diesem Bereich angrenzende Fläche befindet sich im Eigentum der Gemeinde Plankstadt, so 

dass eine solche Regelung z. B. im Rahmen des Durchführungsvertrages geregelt werden 

kann. 

15.5. Flächen für Stellplätze und Nebenanlagen  

Um eine bedarfsgerechte Anordnung von Stellplätzen und Nebenanlagen zu erleichtern, sind 

diese innerhalb der überbaubaren Flächen und der im zeichnerischen Teil festgesetzten Flä-

chen für Stellplätze (ST) zulässig. Die festgesetzten Flächen berücksichtigen zum einen die 

bereits bisher für Stellplätze versiegelten Flächen und den für das Vorhaben bestehenden Stell-

platzbedarf.  

Da Nebenanlagen wie große Einkaufswagenboxen das Ortsbild beeinträchtigen können, wer-

den diese hinsichtlich ihrer Größe beschränkt. 

Nebenanlagen gem. § 14 Abs. 2 BauNVO werden zur Sicherstellung einer ausreichenden Ver-

sorgung ausnahmsweise im gesamten Plangebiet zugelassen. 

Zur Erfüllung der gesetzlichen Anforderungen sind Photovoltaikanlagen generell innerhalb der 

im zeichnerischen Teil für Stellplätze (ST) ausgewiesenen Flächen zulässig. 

15.6. Pflanzgebote 

Alle Pflanzgebote wirken sich positiv auf die klimatische Situation im Plangebiet aus. 

Die festgesetzten Pflanzgebote für Einzelbäume dienen überwiegend der Gestaltung, Beschat-

tung und Durchgrünung des Parkplatzes.  

Die festgesetzten flächigen Pflanzgebote sichern die Begrünung der nicht für Fahrflächen der 

Stellplätze benötigten Flächen und damit in geringem Umfang versickerungsfähige und stadt-

klimatisch wirksame Grünflächen auf dem Baugrundstück. 

Für flach geneigte Dächer wird eine extensive Dachbegrünung festgesetzt, um den Nieder-

schlagswasserabfluss zu verzögern und zu verringern. Durch Verdunstung wird das Kleinklima 

verbessert. Zugleich heizen sich begrünte Dachflächen weniger auf. Auch auf den Wirkungs-

grad von Photovoltaikanlagen wirkt sich die Dachbegrünung positiv aus. Ausnahmen von der 

Begrünungspflicht sind für untergeordnete Dachflächen, welche im Bestand verbleiben, zuläs-

sig um z.B. den Erhalt der Rampenüberdachung ohne statische Änderungen zu ermöglichen. 
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15.7. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Land-

schaft 

Artenschutz 

Folgende Vorkehrungen zur Vermeidung (V) sind durchzuführen, um Gefährdungen von Tier- 

und Pflanzenarten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie und von europäischen Vogelarten zu 

vermeiden oder zu mindern:  

• Bei Eidechsenvorkommen sind Wurzelstöcke im Erdreich bis zu Beginn der Aktivitäts-

zeit im März/April zu belassen, um mögliche Winterverstecke (Ruhestätten) nicht zu 

zerstören. 

• Alternativ ist eine Rodung und Baumfällung noch während der Aktivitätszeit aber nach 

Abschluss der Schlüpfzeit von Eidechsen ab Mitte August bis Ende September nur zu-

lässig nach vorheriger Prüfung durch eine ökologische Fachkraft, ob eine Nutzung als 

Brutbäume durch Vögel gegeben ist. 

• Das Ablagern von Holz, Steinen oder ähnlichem auf dem Gelände ist unzulässig, um 

die Bildung von Habitatinseln zu verhindern. 

• Rückbau des Bestandsgebäudes außerhalb der Brutzeit, d. h. von Oktober bis Ende 

Februar. 

Um Einträge von Schadstoffen in das Grundwasser zu vermeiden sind Dachdeckungen und 

Dachinstallationen aus den unbeschichteten Metallen Zink, Blei, Kupfer und anderen Materia-

lien, von denen Schadstoffe in das abfließende Niederschlagswasser gelangen können, nur mit 

einer wasserrechtlichen Erlaubnis zulässig. 

Darüber hinaus wurden Festsetzungen zum Schutz des Oberbodens und zur Schonung des 

Insektenbestands (Beleuchtungsanlagen) getroffen. 

Um artenschutzrechtliche Verbotstatbestände zu vermeiden werden entsprechend den Vorga-

ben des artenschutzrechtlichen Gutachtens geeignete Festsetzungen getroffen, s.a. Teil E (Be-

gründung) Ziffer 9.1. 

Ausgleichsflächen 

Auf der im zeichnerischen Teil mit AF 1 festgesetzten Fläche mit Bindung zum Anpflanzen und 

Erhalt von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen ist die Heckenpflanzung aus 

standortheimischen Arten zu erhalten. Abgängige Gehölze sind zu ersetzen. Die Ausgleichs-

pflanzungen wurden bereits zum Bebauungsplan „Einkaufsmarkt Plankstadt“ umgesetzt. 

Auf der im zeichnerischen Teil mit AF 2 festgesetzten Fläche mit Bindung zum Anpflanzen und 

Erhalt von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen ist durch naturnahe landschafts-

gerechte Gestaltung und Bepflanzung ein Biotop zu entwickeln. Die Mulde ist mit Schilf zu be-

pflanzen, die Randflächen sind mit standortheimischen Pflanzen zu begrünen. Diese Aus-

gleichspflanzungen wurden bereits zum Bebauungsplan „Einkaufsmarkt Plankstadt“ umgesetzt, 

sind aber nach Neugestaltung der Mulde erneut vorzunehmen. 

Auf der im zeichnerischen Teil mit AF 3 festgesetzten Fläche mit Bindung zum Anpflanzen und 

Erhalt von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen ist die vorhandene Streuobst-

wiese zu erhalten. Abgängige Gehölze sind zu ersetzen. Der Einsatz von Düngemitteln und 

Pestiziden ist unzulässig. Es hat eine ein- oder zweischürige Mahd mit anschließendem abräu-

men des Mähgutes zu erfolgen. Die Ausgleichspflanzungen wurden bereits zum Bebauungs-

plan „Einkaufsmarkt Plankstadt“ umgesetzt. 
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15.8. Festsetzungen gegen Umwelteinwirkungen aus Verkehrslärm (§ 9 (1) Nr. 24 BauGB)  

Außenbauteile von Aufenthaltsräumen 

Aufgrund der Lärmbelastung aus Verkehrslärm sind für Außenbauteile von Aufenthaltsräumen 

unter Berücksichtigung der Raumarten und Nutzungen Anforderungen der Luftschalldämmung 

einzuhalten. Für Räume mit Aufenthaltsnutzung sind ab dem maßgeblichen Außenlärmpegel 

von 65 dB Lüftungsanlagen mit geringem Eigengeräusch vorzusehen. 

Sofern für die einzelnen Gebäudefronten im Einzelfall geringere maßgebliche Außenlärmpegel 

nachgewiesen werden, die z. B. zukünftig durch abschirmende Bauten entstehen, können für 

die Außenbauteile entsprechend geringere Schalldämmmaßnahmen berücksichtigt werden.  

Anlieferung nachts 

Bei einer nächtlichen Anlieferung würden die zulässigen Immissionsrichtwerte für allgemeine 

Wohngebiete (angrenzende Wohnbebauung) weit überschritten. Eine Nachtanlieferung ist so-

mit aus schalltechnischen Gründen auszuschließen.  

15.9. Fläche für Versorgungsanlagen und die Niederschlagswasserbeseitigung (§ 9 (1) Nr. 12, 

14 und Nr. 20 BauGB) 

Niederschlagswasser kann auf dem Grundstück selbst in den Grünstreifen neben den befestig-

ten Flächen und über versickerungsoffene Parkplätze bzw. Fahrflächen versickert werden.  

Zudem wird Niederschlagswasser über die  bestehende Mulde auf Flurstück Nr. 1902/5 wie 

bisher zur Versickerung gebracht werden. Diese wird als Versorgungsfläche (Fläche zur Ver-

sickerung von Niederschlagswasser) festgesetzt.  Durch das Vorhaben vergrößert sich die ver-

siegelte Fläche des Marktes und der Stellplätze nur marginal, umgekehrt tritt aber durch das 

künftig geforderte Gründach durch die Retention von Niederschlagswasser eine Verbesserung 

gegenüber dem Ist-Zustand ein. 

Die untere Wasserbehörde ist im Baugenehmigungsverfahren für die Erteilung der wasserrecht-

lichen Genehmigung zu beteiligen. 

16. Örtliche Bauvorschriften 

16.1. Dächer und Dachdeckungen 

In Abstimmung mit der im VEP dargestellten, geplanten Gestaltung des Marktes werden als 

zulässige Dachform für Hauptgebäude Flachdächer und Pultdächer mit maximal 15° Dachnei-

gung zugelassen.  

16.2. Gestaltung der unbebauten Grundstücksflächen 

Um Beeinträchtigungen des Ortsbildes durch ungepflegte Freiflächen zu vermeiden und die 

Begrünung im Plangebiet zu fördern wird festgesetzt, dass die unbebauten Flächen, soweit sie 

nicht für Nebenanlagen, Wege oder Stellplätze verwendet werden, als Vegetationsfläche anzu-

legen und zu pflegen sind. 

16.3. Werbeanlagen 

Um die Einbindung von Werbeanlagen in das Straßenbild sicherzustellen, wird die Anzahl und 

Größe freistehender Werbeanlagen eingeschränkt. Aus dem gleichen Grund sind Werbeanla-

gen mit wechselndem, bewegtem oder laufendem Licht unzulässig.  
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